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Der schnell steigende Einsatz von CAD/CAM-Stationen und 
moderner Rechentechnik führt zu einem raschen Anwachsen 
des Bedarfs der Volkswirtschaft an Programmen für die An­
wendung dieser Schlüsseltechnologien. Auf den noch wirk­
sameren Einsatz der Computertechnik durch Erschließung von 
Reserven zur Erweiterung von Programmiererkapazitäten ist 
die АО zur Durchsetzung von Ordnung und Sicherheit hei 
der Durchführung von Softwareleistungen in nebenberufli­
cher Honorartätigkeit — Honoraranordnung Softwareleistun­
gen — vom 27. Oktober 1987 (GBl. I Nr. 28 S. 273) gerichtet.

Bisher war es nicht gestattet, Honorarverträge bei der 
Einsatzvorbereitung der EDV für die Erarbeitung bzw. Wei­
terentwicklung entsprechender Systemunterlagen (Projekte 
und Programme) abzuschließen.7 Jetzt können unter den in 
der АО geregelten Bedingungen Honerarverträge
— über Aufgaben zur Entwicklung und Einführung neuarti­

ger Software, die im Rahmen der Pläne Wissenschaft und
Technik bearbeitet werden, und

— für Softwareleistungen zur Erfüllung bestätigter Einsatz­
konzeptionen für CAD/CAM und moderne Rechentechnik

abgeschlossen werden. Dabei sind Vereinbarungen bis zu 
einer Gesamtleistung von 600 Stunden im Jahr zulässig. Diese 
im Vergleich zu ähnlichen Regelungen hohe Stundenzahl zielt 
darauf ab, schnell möglichst große Kapazitäten für die Er­
bringung von Softwareleistungen zu erschließen. Selbstver­
ständlich darf durch die nebenberufliche Honorartätigkeit die 
Erfüllung der durch das Arbeitsrechts- bzw. Mitgliedschafts- 
Verhältnis begründeten Pflichten nicht beeinträchtigt werden. 
Deshalb bedürfen Honorarverträge mit Werktätigen anderer 
Betriebe der Zustimmung des Betriebes, zu dem der Werk­
tätige im Arbeitsrechts- bzw. Mitgliedschaftsverhältnis steht.

Um eine umfassende Nachnutzung zu ermöglichen und 
Doppelarbeit zu vermeiden, sind die Auftraggeber verpflich­
tet, jede nebenberuflich durchgeführte Softwareentwicklung 
an die Zentrale Informationsbank Software im VEB Daten­
verarbeitungszentrum Dresden zu melden. Dabei sind Name 
und Personenkennzahl des Softwareentwicklers änzugeben. 
Mit der Abnahme der Leistung geht die Verfügungsberechti­
gung an den zu übergebenden Originalunterlagen sowie das 
uneingeschränkte und unbefristete Nutzungsrecht an der 
Saftwareleistung auf den Auftraggeber über. Der Auftragneh­
mer ist nicht befugt, die im Rahmen des Honorarvertrags er­
arbeitete Softwareleistung an Dritte zu übergeben.

Die Garantieverpflichtung des Auftragnehmers erstreckt 
sich insbesondere auf die vertragsgemäße Ausführung der 
Softwarelejjstung, die technische Realisierbarkeit und die 
wirtsdläftliche Verwertbarkeit des Ergebnisses sowie auf die 
Funktionsfähigkeit entsprechend den im Vertrag festgelegten 
Kennziffern. Die Garantiezeit beträgt ein Jahr, wenn die 
Vertragspartner keine kürzere (bis zu 6 Monaten) vereinbart 
haben. Im Garantiefall ist der Auftragnehmer zur Nachbes­
serung verpflichtet. Falls diese nicht möglich ist, kann der 
Auftraggeber, soweit das vereinbart wurde, das Honorar min­
dern oder vom Vertrag zurücktreten:

Der Abschluß von Honorarverträgen für Aufgaben des 
Staatsplanes Wissenschaft und Technik ist nicht gestattet. 
Diese Festlegung dient ebenso dem Geheimnisschutz wie wei­
tere Bestimmungen zur Gewährleistung von Ordnung, Sicher­
heit und Geheimnisschutz bei der nebenberuflichen Erbrin­
gung von Softwareleistungen. Auftraggeber, die entgegen den 
Bestimmungen der АО Softwareleistungen durchführen las­
sen und honorieren, haben eine Sanktion in Höhe des öfachen 
ausgezahlten Honorare an den Staatshaushalt, zu entrichten. 
Leiter und leitende Mitarbeiter, -die gegen die Festlegungen 
der АО verstoßen, sind disziplinarisch bzw. materiell zur Ver­
antwortung zu ziehen.

*
Zur Gewährleistung eines hohen qualitativen Niveaus al­

ler Erzeugnisse werden mit der АО über die Zulassung und 
Approbation auf dem Gebiet der staatlichen Qualitätskon­
trolle vom 6. November 1987 (GBl. I Nr. 29 S. 277) die bisher 
auf diesem Gebiet geltenden Bestimmungen zusammengefaßt 
und entsprechend den gewachsenen Anforderungen an den 
Schutz von Leben und Gesundheit der Menschen, von Sach­
werten und der Umwelt weiter ausgestaltet. Die zulassungs- 
und approbationspflichtigen Erzeugnisse und Betriebe werden 
in Nomenklaturen zusammengefaßt, deren Veröffentlichung 
im GBl.-Sdr. ST erfolgt. Die Anzahl der der Zulassungs- und 

-Approbationspflicht unterliegenden Erzeugnisse wird vergrö­
ßert. Nach erfolgreicher Prüfung wird für das Erzeugnis ein 
Zertifikat über die Zulassung oder Approbation ausgestellt. 
Die auf der Grundlage des Zertifikats auszuliefernden Er­
zeugnisse sind dauerhaft mit dem Zulassungs- bzw. Approba­
tionszeichen gemäß dem Standard TGL 39933 zu kennzeich­
nen. Für die Zulassung und Approbation werden Gebühren

erhoben. Der Präsident des ASMW kann auf Vorschlag der 
Leiter der zuständigen zentralen Staatsorgane unter Berück­
sichtigung volkswirtschaftlicher Erfordernisse, insbesondere 
zur Sicherung einmaliger, kurzfristiger Importe oder zur 
Überbrückung des Zeitraumes des Approbations- bzw. Zu­
lassungsverfahrens, für einzelne Erzeugnisse die zeitweilige 
Befreiung von der Approbations- bzw. Zulassungspflicht fest­
legen.

*
Um den perspektivisch komplizierter werdenden Bedingun­
gen im Bergbau gerecht zu werden, wurden mit der АО über 
das Grubenrcttungs- und das Gasschutzwesen vom 30. Sep­
tember 1987 (GBl. I Nr. 27 S. 266) die Vorschriften für diesen 
Bereich weiter entwickelt. Die АО ist darauf gerichtet, den 
umfassenden Schutz der Gesundheit und des Lebens der 
Werktätigen in Bereichen des Bergbaus im Fall von Havarien 
oder anderen Gefährdungen zu gewährleisten, Menschen zu 
retten, Verletzte zu bergen, Havarien zu bekämpfen und ihre 
Auswirkungen zu mindern. Das Grubenrettungs- und Gas­
schutzwesen besteht hauptsächlich aus den Gruben- und Gas­
schutzwehren, dem Rettungsbohrsystem und der Selbstretter­
wirtschaft. Unter Beachtung langjähriger Erfahrungen aus 
der Tätigkeit der Wehren als betriebliche Formationen zum 
Schutze der Gesundheit und des Lebens der Werktätigen 
werden die erforderlichen Voraussetzungen und Bedingungen 
zur Sicherung einer hohen Schlagkraft und für ihr effektives 
Wirken im Einsatz geregelt. Dazu gehören die Anforderun­
gen, die an Wehrmitglieder zu stellen sind, die Bestimmungen 
zur Bildung und Leitung der Wehren sowie zur materiellen 
und anderweitigen Sicherstellung ihrer Tätigkeit einschließ­
lich der Aus- und Weiterbildung der Wehrmiiglieder.

Die Mitarbeit in den Wehren beruht auf dem Prinzip der 
Freiwilligkeit. Sie erfordert hohe Einsatzbereitschaft, Diszi­
plin sowie eine ständige Qualifizierung und Weiterbildung. 
Durch die АО werden die Betriebe bestimmt, die die perso-. 
nellen und technisch-organisatorischen Voraussetzungen für 
die Einsatzbereitschaft des Rettungsbohrsystems und für die 
Leitung und Durchführung von Retturigsbohrungen zu schaf­
fen bzw. weiterzuentwickeln haben. Für die Rettungsbohrbe­
triebe sind entsprechende Aufgaben, Rechte und Pflichten 
festgelegt. Weiterhin wurden die Aufgaben der Betriebe zur 
Bereitstellung und zum sicheren Umgang mit Selbstrettern 
festgelegt.
.. Die АО enthält Ordnungsstrafbestimmungen für den Fall, 

daß Verantwortliche schuldhaft bestimmte Rechtspflichten 
verletzen oder den zur Konkretisierung der АО erlassenen 
schriftlichen Anweisungen oder Verfügungen der dazu Befug­
ten zuwiderhandeln.

*
Für die Gestaltung der Vertragsbeziehungen zur Anzeigen­
veröffentlichung wurde auf der Grundlage des § 46 ZGB die 
АО über Allgemeine Bedingungen für die Veröffentlichung 
von Anzeigen in Zeitungen, Zeitschriften und anderen Druck­
erzeugnissen sowie in Anzeigenaushängen vom 24. Novem­
ber 1987 (GBl. I Nr. 29 S. 280) erlassen. Verträge zwischen 
Auftraggeber und Auftragnehmer zur Veröffentlichung von 
Anzeigen sind schriftlich abzuschließen. Als Schriftform gilt, 
wenn der Auftragnehmer ein vom Auftraggeber unterschriebe­
nes Manuskript annimmt. Die ÄO enthält detaillierte Fest­
legungen zum Abschluß und zum Inhalt der Verträge sowie 
über die Ansprüche bei ihrer nicht gehörigen Erfüllung.

Der Auftraggeber kann nur bis zum Anzeigenschlußtermin 
vom Vertrag zurücktreten. Wurde mit der Bearbeitung der 
Anzeige bereits begonnen, hat er 20 Prozent des Anzeigen­
preises zu zahlen. Der Auftragnehmer kann vom Vertrag zu­
rücktreten, wenn die Anzeige den Bestimmungen der АО wi­
derspricht oder aus einem anderen wichtigen Grund (z. B. 
wegen der Beschaffenheit der Druckunterlagen oder wegen 
ihrer Gestaltung) für eine Veröffentlichung nicht geeignet ist. 
Im Zweifelsfall entscheidet darüber der Chefredakteur der 
Zeitung oder Zeitschrift, bei anderen Druckerzeugnissen der 
Herausgeber. Der Rat des Kreises, Abt. örtliche Versorgungs­
wirtschaft, entscheidet darüber bei Anzeigenaushängen, die 
sich in seinem Territorium befinden.

Zur inhaltlichen Gestaltung von Anzeigen legt der Gene­
raldirektor der Zentrag die „Bedingungen für die Annahme 
und Veröffentlichung von Anzeigen in Zeitungen, Zeit­
schriften und anderen Druckerzeugnissen sowie in Anzeigen­
aushängen — Anzeigenbedingungen —“ verbindlich fest. Der 
Auftragnehmer ist verpflichtet, den Auftraggeber auf der

7 Vgl. § 2 Abs. 3 der AO zur Durchsetzung von Ordnung und Diszi­
plin bei Leistungen der naturwissenschaftlich-technischen For­
schung und Entwicklung sowie der gesellschaftswissenschaftlichen 
Forschung, für die Honorare gezahlt werden — Honorarordnung 
Wissenschaft und Technik - vom 31. März 1971 (GBl. П Nr. 45 S. 345).


